
SCHLUSSANTRÄGE DES HERRN WARNER — RECHTSSACHE 108/77

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS

JEAN-PIERRE WARNER
VOM 18. APRIL 1978<appnote>1</appnote>

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

In dieser Rechtssache hat sich der Ge­

richtshof wieder einmal in die komple­
xen Zusammenhänge der Gemeinschafts­
rechtsvorschriften über die Zuckermarkt­

organisation und die Währungsaus­
gleichsbeträge zu versenken.
Die Rechtssache ist durch ein Vorabent­

scheidungsersuchen des Finanzgerichts
Hamburg vor den Gerichtshof gelangt.
Kläger in dem Verfahren vor dem Fi­
nanzgericht ist die Kommanditgesell­
schaft Hans-Otto Wagner GmbH,
Agrarhandel KG, die in der Bundesrepu­
blik Deutschland ihre Geschäfte be­

treibt. Beklagt ist das Hauptzollamt
Hamburg-Jonas.
Die Klägerin verkaufte mit Vertrag vom
12. Februar 1976, der auf englisch abge­
faßt war und in dem es hieß, daß er den
Regeln der „Refined Sugar Associa­
tion", London, unterliegen sollte, 4 000
metrische Tonnen westdeutschen Weiß­

zucker an die Firma Jean Lion & Cie
SA in Paris. Der Preis wurde mit DM

86,15 pro 100 kg netto ,,freight paid
onto border Passau" angegeben.
(Passau liegt auf der deutschen Seite der
Grenze zwischen Deutschland und

Österreich.) Die Käufer verpflichteten
sich, den Zucker in ein Drittland (die
DDR ausgenommen) zu liefern. In dem
Vertrag war vorgesehen, daß der deut­
sche Währungsausgleichsbetrag „for sel­
lers' account" gezahlt werden sollte,
daß die Käufer die Ausfuhrlizenzen mit

einer durchschnittlichen Erstattung von
DM 18,3981 pro 100 kg netto an die
Verkäufer abtreten und daß die Erstat­

tung „for sellers' account" erfolgen
sollte (vgl. Anlage 10 zu den schriftli­
chen Erklärungen des Klägers).

Tatsächlich wurde der Zucker vom 1.
bis zum 25. März 1976 in mehreren Par­

tien von der Bundesrepublik Deutsch­
land nach Bulgarien ausgeführt. Die
Ausfuhr erfolgte aufgrund von neun Li­
zenzen, von denen acht der Firma Jean
Lion & Cie SA von der französischen In­

terventionsstelle (Fonds d'intervention
et de régularisation du marché du sucre,
„FIRS") erteilt und vertragsgemäß an
die Klägerin abgetreten worden waren;
eine war der Klägerin selbst von der
deutschen Interventionsstelle (der Ein­
fuhr- und Vorratsstelle für Zucker und

Rohtabak, „EVSt — Z/R") erteilt wor­
den. Auf den von der FIRS erteilten Li­

zenzen waren die entsprechenden Erstat­
tungen mit Sätzen von FF 28,11 bis FF
29,80 pro 100 kg ausgewiesen, während
auf der von der EVSt — Z/R ausgestell­
ten Lizenz ein Erstattungssatz von DM
15,67 pro 100 kg erschien. In allen Li­
zenzen war angegeben, daß diese Erstat­
tungssätze im Wege der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EWG) Nr.
2101/75 festgesetzt worden seien (vgl.
Anlagen 1 bis 9 zu den schriftlichen Er­
klärungen der Klägerin und die Ein­
spruchsentscheidung der beklagten Be­
hörde vom 13. September 1976).

Der Streit zwischen den Parteien geht
darum, ob die auf diese Weise festge­
setzten Erstattungen durch die Anwen­
dung eines „Währungskoeffizienten" ge­
mäß der Verordnung (EWG) Nr.
1380/75 der Kommission vom 29. Mai

1975 gekürzt werden durften. Die Klä­
gerin wendet sich in dem Verfahren vor
dem Finanzgericht gegen die Rechtmä­
ßigkeit einer (in der Einspruchsentschei­
dung vom 13. September 1975 enthalte­
nen) Entscheidung der Beklagten, daß
eine solche Kürzung stattzufinden habe.

1 — Aus dem Englischen übersetzt.
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Dies ist nicht das erstemal, daß der Ge­
richtshof sich mit der Verordnung Nr.
1380/75 und insbesondere den Bestim­

mungen dieser Verordnung über Wäh­
rungsausgleichsbeträge zu befassen hat.
Dies war bereits kürzlich in der Rechts­

sache 79/77 (Kühlhaus Zentrum
AG/HZA Hamburg-Harburg, 9. März
1978, noch nicht veröffentlicht) der Fall.
Auch dort war es um ein Vorabentschei­

dungsersuchen des Finanzgerichts Ham­
burg gegangen.

Die Entstehungsgeschichte dieser Wäh­
rungsausgleichsbeträge ist folgende:

Abschöpfungen und Erstattungen, die
bei unter eine gemeinsame Marktorgani­
sation fallenden Erzeugnissen für Ein­
fuhren in die oder Ausfuhren aus der

Gemeinschaft zu zahlen sind, sind im all­
gemeinen in Rechnungseinheiten festge­
legt. Für die Anwendung in einem kon­
kreten Fall müssen sie in die nationale

Währung des betreffenden Mitgliedstaa­
tes umgerechnet werden. Seit dem In­
krafttreten der Verordnung (EWG) Nr.
475/75 des Rates vom 27. Februar 1975

(ABl. L 52 vom 28. Februar 1975) „über
die in der Landwirtschaft anzuwenden­

den Umrechnungskurse" erfolgte diese
Umrechnung in jedem Fall nach dem
„repräsentativen Kurs" (dem „grünen"
Kurs) für diese Währung, der von Zeit
zu Zeit vom Rat neu festgesetzt wurde.
Es ist bekannt, daß die so festgesetzten
repräsentativen Kurse der Währungen
der Mitgliedstaaten nicht immer ihrem
wahren Wert auf dem Markt entspre­
chen.

In der ersten Zeit der Währungsaus­
gleichsbeträge, also von 1971 bis 1973,
setzte die Kommission gewöhnlich unter­
schiedliche Währungsausgleichsbeträge
für den Handel mit Drittländern und

für den Handel zwischen Mitgliedstaa­
ten fest, um dem Umstand Rechnung zu
tragen, daß im Handel zwischen Mit­
gliedstaaten keine Abschöpfungen oder
Erstattungen zahlbar sind. Seit 1973
setzte die Kommission jedoch, aus Grün­
den der Vereinfachung und um das Sy-

stem leichter anwendbar zu machen,
einen einzigen Währungsausgleichsbe­
trag für jedes Erzeugnis und jeden Mit­
gliedstaat fest, für den die in der Verord­
nung (EWG) Nr. 974/71 niedergelegten
Voraussetzungen der Anwendung der
Währungsausgleichsbeträge erfüllt wa­
ren. Sie berechnete die Währungsaus­
gleichsbeträge, indem sie auf die Ge­
meinschaftspreise den in Artikel 2 Ab­
satz 1 dieser Verordnung in der Fassung
der Verordnung (EWG) Nr. 1112/73
des Rates vorgesehenen Prozentsatz zur
Anwendung brachte, das heißt im Falle
einer Währung „in der Schlange", was
bei der Deutschen Mark natürlich der

Fall ist, den Prozentsatz des Unterschie­
des, soweit hier von Belang, zwischen ih­
rem „repräsentativen Kurs" und ihrem
„tatsächlichen Kassa-Wechselkurs".

Daraus ergibt sich, daß der durch An­
wendung dieses Prozentsatzes auf den
Betrag der Abschöpfung oder Erstat­
tung ermittelte Betrag zumindest theore­
tisch bei einer Einfuhr aus oder einer

Ausfuhr in ein Drittland, für die eine Ab­
schöpfung oder Erstattung zahlbar ist,
mangels eines Korrektivs zweimal be­
rücksichtigt würde, einmal bei der Um­
rechnung der Abschöpfung oder Erstat­
tung von den Rechnungseinheiten in na­
tionale Währungen zum „repräsentati­
ven" Kurs und ein weiteres Mal bei dem

Währungsausgleichsbetrag, denn der Ge­
meinschaftspreis, in bezug auf den jeder
Währungsausgleichsbetrag festgesetzt
wird, ist theoretisch gleich dem Welt­
marktpreis zuzüglich oder abzüglich der
Abschöpfung oder Erstattung (je nach
Lage des Falles). Auf die Abschöpfung
oder die Erstattung wird deshalb in
Form eines „Koeffizienten", der aus
dem für die Berechnung des Währungs­
ausgleichsbetrags verwendeten .Prozent­
satz hergeleitet wird, ein Korrektiv zur
Anwendung gebracht. Dieser Koeffi­
zient ist eine Zahl, mit der der Betrag
der Abschöpfung oder Erstattung multi­
pliziert wird. Die Koeffizienten werden
von Zeit zu Zeit durch Verordnungen
der Kommission festgesetzt, und zur
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hier fraglichen Zeit (März 1976) war
der Koeffizient für die Deutsche Mark

0,9. In anderen Worten: Die Anwen­
dung des Koeffizienten auf eine in Deut­
sche Mark zahlbare Abschöpfung oder
Erstattung führte zu deren Kürzung auf
90 % des ausgewiesenen Betrages.
Zu dieser Zeit waren die Vorschriften

über dieses System in der Verordnung
Nr. 1380/75 (ABl. L 139 vom 30. Mai
1975) enthalten, welche in ihrer Über­
schrift bezeichnet ist als Verordnung
„über Durchführungsvorschriften für
die Währungsausgleichsbeträge". Arti­
kel 4 dieser Verordnung bestimmt, so­
weit hier von Belang, folgendes:

„(1) Für jeden Mitgliedstaat und für je­
des Erzeugnis, für die die Bedin­
gungen für die Anwendung der
Währungsausgleichsbeträge erfüllt
sind, wird ein Währungsausgleichs­
betrag festgesetzt.

Er wird auf der Grundlage der . . .
gemeinsamen Preise errechnet.

(2) Der nach Absatz 1 festgesetzte Be­
trag gilt im Handel zwischen den
Mitgliedstaaten und mit Drittlän­
dern.

(3) a) Jedoch werden im Handel mit
den neuen Mitgliedstaaten die
Beitrittsausgleichsbeträge sowie
die festen Teilbeträge und

b) im Handel mit Drittländern die
Einfuhrbelastungen sowie die
Erstattungen und Abschöpfun­
gen bei der Ausfuhr,

die in Rechnungseinheiten festge­
setzt sind [diese Worte sind zu be­
tonen] und für die in Absatz 1 ge­
nannten Erzeugnisse gelten, mit
einem Koeffizienten multipliziert.
Dieser Koeffizient wird von dem

Prozentsatz abgeleitet, anhand des­
sen der Währungsausgleichsbetrag
berechnet worden ist, und wird
von der Kommission gleichzeitig
mit diesem festgesetzt.

(4) Müssen die Abschöpfungen oder
die Erstattungen um Beitrittsaus­
gleichsbeträge und Währungsaus­
gleichsbeträge erhöht bzw. vermin­
dert und gleichzeitig mit einem
Koeffizienten multipliziert werden,
so ist wie folgt zu verfahren:
a) Die Abschöpfung oder die Er­

stattung wird um den Beitritts­
ausgleichsbetrag vermindert
bzw. erhöht;

b) das Ergebnis wird mit dem
Koeffizienten multipliziert;

c) der auf diese Weise errechnete
Betrag wird nach der Umrech­
nung in Landeswährung um
den Währungsausgleichsbetrag
verringert bzw. erhöht."

Die Frage ist im vorliegenden Fall, ob
die in den Ausfuhrlizenzen ausgewiese­
nen Erstattungen „in Rechnungseinhei­
ten festgesetzt" worden sind. War dies
der Fall, dann mußten sie richtigerweise
mit dem Koeffizienten (also mit 0,9)
multipliziert, dann zum repräsentativen
Kurs in Deutsche Mark umgerechnet
und schließlich um den Betrag des Wäh­
rungsausgleichsbetrages erhöht werden
(erhöht, weil natürlich, da die Deutsche
Mark eine begehrte Währung ist, auf
Ausfuhren aus der Bundesrepublik
Deutschland Währungsausgleichsbe­
träge gewährt wurden). Es besteht kein
Streit über den anwendbaren Satz des

Währungsausgleichsbetrages. Er betrug
DM 10,90 pro 100 kg.
Der Standpunkt der Klägerin ist kurz
gesagt, daß die Erstattungen im Wege
der Ausschreibung in nationaler Wäh­
rung (FF und DM) und nicht in Rech­
nungseinheiten festgesetzt worden seien,
so daß kein Koeffizient anwendbar sei.

Um festzustellen, ob dieser Standpunkt
zutrifft, muß man sich näher mit den
Rechtsvorschriften, nach denen diese Er­
stattungen im Wge der Ausschreibung
festgesetzt wurden, befassen.
Die Grundverordnung über die gemein­
same Marktorganisation für Zucker ist
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jetzt die Verordnung (EWG) Nr.
3330/74 des Rates vom 19. Dezember

1974, die an die Stelle der Verordnung
Nr. 1009/67/EWG trat, durch die diese
Organisation geschaffen worden war.
Die Verordnung Nr. 3330/74 sieht
ebenso wie zuvor die Verordnung Nr.
1009/67 vor, daß in Zeiten, in denen
Zucker knapp ist, eine Abschöpfung auf
Ausfuhren von Zucker aus der Gemein­

schaft erhoben werden kann, während
zu anderen Zeiten, wenn der Weltmarkt­
preis für Zucker niedriger ist als die Ge­
meinschaftspreise, eine Erstattung auf
solche Ausfuhren gewährt werden kann,
um den Unterschied zwischen diesen

Preisen zu decken. Die Verordnung
sieht außerdem vor, daß Erstattungen
entweder in regelmäßigen Zeitabständen
durch Maßnahmen nach dem „Verwal­
tungsausschußverfahren" festgesetzt
oder im Wege der Ausschreibung ge­
währt werden (vgl. Artikel 17 und 19
der Verordnung). Die Kommission hat
uns mitgeteilt, daß in der Praxis die „re­
gulären" Erstattungen niedrig festge­
setzt werden und daß heutzutage die Er­
stattungen für die meisten Ausfuhren
von Zucker im Wege der Ausschreibung
gewährt werden.

Die allgemeinen Regeln über die Gewäh­
rung von Ausfuhrerstattungen bei Zuk-
ker sind in der Verordnung (EWG) Nr.
766/68 des Rates vom 18. Juni 1968
(ABl. L 143 vom 25. Juni 1968) enthal­
ten, die ursprünglich gestützt auf die
Verordnung Nr. 1009/67 erlassen wor­
den war und aufgrund von Artikel 44
Absatz 4 der Verordnung Nr. 3330/74
in Kraft geblieben ist.

Artikel 4 der Verordnung Nr. 766/68
bestimmt, soweit hier von Belang:

„(1) Für [im konkreten Fall Zucker]
kann die Erstattung aufgrund
einer Ausschreibung festgesetzt
werden. Gegenstand der Ausschrei­
bung ist die Höhe der Erstattung.

(2) Die Ausschreibung erfolgt durch
die zuständigen Stellen der Mit­
gliedstaaten aufgrund eines für

alle Mitgliedstaaten verbindlichen
Rechtsaktes. In diesem Rechtsakt

werden die Bedingungen für die
Ausschreibung festgelegt. Die Be­
dingungen müssen gewährleisten,
daß der Zugang allen Personen,
die sich in der Gemeinschaft

niedergelassen haben, zu den glei­
chen Bedingungen offensteht.

(3) In den für die Ausschreibung gel­
tenden Bedingungen wird eine
Frist für die Einreichung von Ange­
boten gesetzt. Innerhalb von drei
Werktagen nach dem Ende der
Einreichungsfrist wird auf der
Grundlage der eingegangenen An­
gebote nach dem [Verwaltungsaus­
schußverfahren] ein Höchstbetrag
der Erstattung für die betreffende
Ausschreibung festgesetzt. Für die
Ermittlung des Höchstbetrags wer­
den die Versorgungs- und die
Preissituation in der Gemeinschaft,
die Preise und die Absatzmöglich­
keiten auf dem Weltmarkt sowie
die Kosten für die Ausfuhr von

Zucker berücksichtigt.

(4) . ..

(5) Liegt die im Angebot genannte Er­
stattung über dem Höchstbetrag,
so wird das Angebot von den zu­
ständigen Stellen der Mitgliedstaa­
ten abgelehnt.
Liegt die im Angebot genannte Er­
stattung nicht über dem Höchstbe­
trag, so ist die von diesen Stellen
festzusetzende Erstattung gleich
der in dem betreffenden Angebot
genannten Erstattung."

Artikel 9 lautet:

„Angebote aufgrund von Ausschreibun­
gen werden nur berücksichtigt, wenn
eine Kaution gestellt worden ist.
Die Kaution verfällt ganz oder teil­
weise, wenn die den an der Ausschrei­
bung Beteiligten auferlegten Verpflich­
tungen nicht oder nur teilweise erfüllt
worden sind."
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Am 11. August 1975 erließ die Kommis­
sion die Verordnung (EWG) Nr.
2101/75 (ABl. L 214 vom 12. August
1975), auf die, Sie erinnern sich, meine
Herren Richter, in den Ausfuhrlizenzen
dieser Rechtssache jeweils Bezug genom­
men worden war. Diese Verordnung be­
traf ausweislich ihrer Überschrift „eine
Dauerausschreibung für die Festsetzung
einer Abschöpfung und/oder einer Er­
stattung bei der Ausfuhr von Weißzuk­
ker". Der Grund für die alternative

Möglichkeit war natürlich, daß im
August 1975 eine Zuckerknappheit be­
stand, so daß damals Abschöpfungen
auf Zuckerausfuhren aus der Gemein­

schaft erhoben wurden (vgl. z. B. die
Verordnung (EWG) Nr. 2105/75 der
Kommission, ebenfalls vom 11. August
1975).

Die einschlägigen Bestimmungen der
Verordnung Nr. 2101/75 lauten:

„Artikel 1

Die Mitgliedstaaten. führen eine Dauer­
ausschreibung für die Festsetzung einer
Ausfuhrabschöpfung und/oder einer
Ausfuhrerstattung für Weißzucker und
während der Geltungsdauer dieser
Dauerausschreibung wöchentliche Teil­
ausschreibungen durch.

Artikel 2

(1) Die Dauerausschreibung und die
Teilausschreibungen erfolgen ge­
mäß den Bestimmungen der Verord­
nung (EWG) Nr. 766/68 und den
nachstehenden Bestimmungen. . . .

(2) Die Dauerausschreibung ist bis zu
einem später zu bestimmenden Zeit­
punkt gültig.

Artikel 3

(1) Jeder Mitgliedstaat erstellt ei­
ne Ausschreibungsbekanntmachung.
Die Ausschreibungsbekanntma­
chung wird im Amtsblatt der Europäi­
schen Gemeinschaften veröffentlicht.
Außerdem kann jeder Mitgliedstaat
die Ausschreibungsbekanntmachung

an anderer Stelle veröffentlichen las­
sen.

(2) Die Ausschreibungsbekanntma­
chung gibt insbesondere die Aus­
schreibungsbedingungen an."

Artikel 4 regelte im einzelnen die Fri­
sten für die Einreichung der Angebote
für jede Teilausschreibung. Artikel 5 be­
stimmte sodann:

„(1) Die Interessenten beteiligen sich
an den Ausschreibungen durch
Einreichung schriftlicher Angebote
bei der zuständigen Stelle eines
Mitgliedstaates gegen Empfangsbe­
scheinigung durch eingeschriebene
Briefe, Fernschreiben oder Tele­
gramm, die an die genannte Stelle
zu richten sind.

(2) In dem Angebot werden angege­
ben:

a) die Bezeichnung der Ausschrei­
bung;

b) Name und Anschrift des Bie­
ters ;

c) die auszuführende Menge
Weißzucker;

d) der Betrag der Ausfuhrabschöp­
fung oder gegebenenfalls der
Ausfuhrerstattung je 100 kg
Weißzucker in der Währung
des Mitgliedstaates, in dem das
Angebot eingereicht wird.

(6) Ein eingereichtes Angebot kann
nicht zurückgenommen werden."

Hält man hier inne, dann erkennt man .
sofort den entscheidenden Punkt für die

Argumentation der Klägerin. Artikel 4
Absatz 5 der Verordnung Nr. 766/68
sah, Sie erinnern sich, meine Herren
Richter, vor, daß die zuständigen Stel­
len des betreffenden Mitgliedstaates,
wenn die im Angebot genannte Erstat­
tung nicht über dem Höchstbetrag liegt,
die „Erstattung gleich der in dem betref­
fenden Angebot genannten Erstattung"
festsetzen sollten, während Artikel 5 Ab-
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satz 2 Buchstabe d der Verordnung Nr.
2101/75 vorsah, daß das Angebot den
Betrag der Erstattung „in der Währung
des Mitgliedstaats, in dem das Angebot
eingereicht wird" anzugeben hat. Käme
es nur auf einen Vergleich des Wort­
lauts dieser beiden Bestimmungen an,
dann wäre die Folgerung unvermeidlich,
daß eine durch Ausschreibung festge­
setzte Erstattung in der nationalen Wäh­
rung des betreffenden Mitgliedstaats
und nicht in Rechnungseinheiten festge­
setzt wäre.

Man muß jedoch weiterlesen.

Artikel 6 der Verordnung Nr. 2101/75
regelte im einzelnen die Sicherheit, die
die Bieter stellen mußten (wie Artikel 9
der Verordnung Nr. 766/68 vorsieht).
Artikel 7 bestimmte, daß die Auswer­
tung der Angebote unter Ausschluß der
Öffentlichkeit „durch die betreffende
zuständige Stelle" erfolgt, womit die zu­
ständige Stelle des Mitgliedstaats, in
dem das jeweilige Angebot eingereicht
wurde, gemeint war, und daß die Ange­
bote der Kommission „unverzüglich
ohne Namensnennung mitgeteilt" wür­
den.

Artikel 8 hat hier keine Bedeutung.

Artikel 9 lautet unter Auslassung von Be­
zugnahmen auf Artikel 10, der hier
ohne Bedeutung ist.:
„(1) Insbesondere unter Berücksichti­

gung der Lage und der voraussicht­
lichen Entwicklung des Zucker­
marktes in der Gemeinschaft sowie
des Weltmarktes wird

— entweder ein Mindestbetrag
der Abschöpfung bei der Aus­
fuhr

— oder ein Höchstbetrag der Er­
stattung bei der Ausfuhr

festgesetzt.
(2) Ist ein Mindestbetrag der Abschöp­

fung bei der Ausfuhr festgesetzt,
so erhält . . . derjenige Bieter den
Zuschlag, dessen Angebot dem
Mindestbetrag der Abschöpfung

bei der Ausfuhr entspricht oder die­
sen Betrag überschreitet.

Ist ein Höchstbetrag der Erstat­
tung bei der Ausfuhr festgesetzt,
so erhält . . . derjenige Bieter den
Zuschlag, dessen Angebot dem
Höchstbetrag der Erstattung bei
der Ausfuhr entspricht oder darun­
ter liegt, sowie jeder Bieter, dessen
Angebot eine Ausfuhrabschöpfung
enthält."

Es ist zu bemerken, daß Artikel 9 nicht
vorschrieb, wie der Mindestbetrag der
Abschöpfung oder der Höchstbetrag der
Erstattung angegeben wurde. Es ist je­
doch bekannt, daß sie stets in Rech­
nungseinheiten festgesetzt wurden.
Artikel 11 lautete:

„(1) Die zuständige Stelle des betreffen­
den Mitgliedstaats unterrichtet un­
verzüglich alle Bieter von den Er­
gebnissen ihrer Beteiligung an der
Ausschreibung. Darüber hinaus
richtet diese Stelle eine Zuschlags­
erklärung an diejenigen, die den
Zuschlag erhalten haben.

(2) Die Zuschlagserklärung erhält min­
destens

a) die Bezeichnung der Ausschrei­
bung,

b) die Gesamtmenge des auszufüh­
renden Weißzuckers,

c) die bei der Ausfuhr zu erhe­
bende Abschöpfung oder gege­
benenfalls die bei der Ausfuhr

je 100 kg Weißzucker der unter
b genannten Gesamtmenge zu
gewährende Erstattung."

Auch hier ist es wichtig zu bemerken,
daß Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe c

nicht erklärte, wie der Betrag der Ab­
schöpfung oder Erstattung auszudrük-
ken war. Es blieb offen, ob dies in der
Währung des Mitgliedstaats oder in
Rechnungseinheiten geschehen sollte.

Die letzte Bestimmung der Verordnung
Nr. 2101/75, die ich anführen muß, ist

1203



SCHLUSSANTRÄGE DES HERRN WARNER — RECHTSSACHE 108/77

Artikel 12, der, soweit hier von Belang,
lautet:

„Der Zuschlagsempfänger hat
a) für die zugeteilte Menge das Recht

auf Erteilung einer Ausfuhrlizenz, in
der von Fall zu Fall die Ausfuhrab­

schöpfung oder die Erstattung, die
im Angebot angegeben sind, erwähnt
werden;

b) die Pflicht, innerhalb von 10 Tagen
nach Ablauf der für die Vorlage der
Angebote vorgesehenen Frist einen
Antrag auf Erteilung einer Ausfuhrli­
zenz für die betreffende Menge
einzureichen; . . .“

Zwei Bemerkungen sind, meine ich, zu
diesem Artikel erforderlich.

Die erste ist, daß, ich werde Sie kaum
daran zu erinnern brauchen, meine Her­
ren Richter, ein Antrag auf eine Aus­
fuhrlizenz nach den Regeln über die ge­
meinsamen Organisationen der Agrar­
märkte (hier nach Artikel 12 der Verord­
nung Nr. 3330/74 für den Zucker­
markt) die Stellung eine Kaution voraus­
setzt, die sicherstellen soll, daß die
durch die Lizenz gedeckte Ausfuhr vor­
genommen wird. Auf diese Weise be­
wirkte Artikel 12 Buchstabe b der Ver­

ordnung Nr. 2101/75 mittelbar, daß der
Zuschlagsempfänger verpflichtet wurde,
dafür zu sorgen, daß die in seinem An­
gebot genannte Ausfuhr durchgeführt
wurde.

Zweitens, und vielleicht ist dies wichti­
ger, genügt die Bezugnahme in Artikel
12 Buchstabe a auf „die Ausfuhrab­
schöpfung oder die Erstattung, die im
Angebot angegeben sind," in Verbin­
dung mit Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe
d, um zu erklären, warum die Erstattun­
gen im vorliegenden Fall in den Ausfuhr­
lizenzen in FF beziehungsweise DM an­
gegeben waren. Es kann deshalb nicht
aus dem bloßen Umstand, daß die Er­
stattungen in den Lizenzen so angege­
ben waren, abgeleitet werden, daß sie
nicht in Rechnungseinheiten „festge­
setzt" worden waren.

Am 14. August 1975 war im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften (C
185, S. 23) für die Kommission und die
Interventionsstellen aller Mitgliedstaaten
die Bekanntmachung einer Daueraus­
schreibung (9/1975) veröffentlicht wor­
den, die in Artikel 3 der Verordnung
Nr. 2101/75 angekündigt worden war.

Zum größten Teil wiederholte diese Be­
kanntmachung die Bestimmung der Ver­
ordnung Nr. 2101/75, einschließlich —.
so Abschnitt III Ziffer 3 — des Artikels
5 Absatz 2 und — in Abschnitt V Ziffer

7 — des Artikels 11. Sie enthielt jedoch
zusätzlich eine wichtige Bestimmung,
den Abschnitt V Ziffer 8, welcher lau­
tete:

„Um die Angebote vergleichbar zu ma­
chen und für die Erteilung des Zu­
schlags durch die Mitgliedstaaten wird
der für die Abschöpfung bzw. für die Er­
stattung bei der Ausfuhr vorgeschlagene
und in nationaler Währung auszudrük-
kende Betrag mittels der im Rahmen
der gemeinsamen Agrarpolitik geltenden
Kurse in Rechnungseinheiten umgerech­
net."

Mir scheint, die einzige Art und Weise,
wie man dieser Bestimmung ihre Rechts­
wirksamkeit versagen könnte, wäre, sie
mit Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung
Nr. 766/68 für unvereinbar anzusehen.

Aber die Verfasser dieser Verordnung
können kaum gemeint haben, daß die
„in dem betreffenden Angebot genannte
Erstattung" niemals für irgendeinen
Zweck in anderer Weise als in der Wäh­

rung des Mitgliedstaats, in dem das An­
gebot abgegeben wurde, ausgedrückt
werden konnte. Gerade der vorliegende
Fall gibt ein Beispiel dafür, daß der Be­
trag der Erstattung, wenn eine Abtre­
tung der Erstattungsansprüche vorliegt,
in die Währung eines anderen Mitglied­
staats umzurechnen sein kann. Darüber

hinaus waren im Jahre 1968, als die Ver­
ordnung erlassen wurde, feste Paritäten
die Regel, so daß keine Schwierigkeiten
durch die Notwendigkeit der Umrech­
nung von in der Währung eines Mit-
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gliedstaats ausgedrückten Beträgen in
die Währung eines anderen Mitglied­
staats oder in Rechnungseinheiten entste­
hen konnten; es war deshalb für die Ver­
fasser der Verordnung selbstverständ­
lich, keine ausdrückliche Regelung
hierüber zu treffen.

Für die Klägerin ist vorgetragen wor­
den, daß nach dem Verfahren der Fest­
setzung von Erstattungen durch Aus­
schreibung nur der Höchstbetrag der Er­
stattung in Rechnungseinheiten festzu­
setzen war. Aber dieser Vortrag scheint
mir mit Abschnitt V Ziffer 8 unverein­

bar zu sein, der als Grund, weshalb eine
Umrechnung in Rechnungseinheiten vor­
genommen werden mußte, die „Ver­
gleichbarkeit zwischen Angeboten" und
„die Erteilung des Zuschlags durch die
Mitgliedstaaten" nannte.

Im Ergebnis bin ich, obwohl ich zu­
nächst dem Argument der Klägerin zu­
neigte, zu dem Ergebnis gekommen,
daß die Erstattungen hier als in Rech­
nungseinheiten festgesetzt angesehen
werden müssen und deshalb der Anwen­

dung von Währungskoeffizienten unter­
lagen.

Die Kommission hat unter Betonung
eines Gesichtspunktes, den das Finanzge­
richt in seinem Vorlagebeschluß ausge­
führt hatte (Abschnitt II 2 der Gründe),
die Ansicht vertreten, daß jedes andere
Ergebnis zu Unbilligkeiten im Verhält­
nis zwischen Unternehmen in Mitglied­
staaten mit begehrten Währungen (wo
Währungsausgleichsbeträge auf Export
gewährt würden) und Unternehmen in
Mitgliedstaaten mit schwachen Währun­
gen (wo Währungsausgleichsbeträge auf
Exporte erhoben würden) führen
würde. Es gibt natürlich eine dritte
Gruppe, nämlich Unternehmen in einem
Mitgliedstaat, dessen Währung „in der
Schlange" ist und dessen „repräsentati­
ver Kurs" seinem „tatsächlichen Kassa-
Wechselkurs" entspricht: Dort werden
Währungsausgleichsbeträge weder ge­
währt noch erhoben. Es ergab sich, daß
so die Lage in Frankreich zur Zeit der

für den vorliegenden Fall maßgeblichen
Geschehnisse war.

Im allgemeinen stellt sich die Frage der
Gleichbehandlung von Unternehmen die­
ser drei Gruppen nicht, weil ihre Lage
nicht vergleichbar ist. Aber hier war die
Ausschreibung an alle Unternehmen der
Gemeinschaft gerichtet, und es war des­
halb notwendig, daß sie auf gleicher
Ebene miteinander konkurrierten. Daß

es dazu führen würde, daß sie nicht auf
diese Weise miteinander konkurrieren

könnten, wollte man dem Standpunkt
der Klägerin folgen, kann gerade der
Sachverhalt des vorliegenden Falles zei­
gen. Die Erstattungen wurden hier alle
als Ergebnis der 16. Teilausschreibung
der fraglichen Dauerausschreibung fest­
gesetzt. Der Höchstbetrag der Aus­
fuhrerstattung für diese Teilausschrei­
bung war durch die Entscheidung der
Kommission 76/234/EWG vom 11. Fe­

bruar 1976 auf 5,29 Rechnungseinheiten
pro 100 kg festgesetzt. Zu dem repräsen­
tativen Kurs des FF in FF umgerechnet,
ergab dies den Betrag von FF 29,80, wel­
ches tatsächlich die Zahl ist, die sich in
den der Firma Jean Lion & Cie SA er­
teilten Ausfuhrlizenzen findet. Da seiner­

zeit in Frankreich keinerlei Währungs­
ausgleichsbeträge anwendbar waren, ist
dies der ganze Betrag, den ein französi­
sches Unternehmen, dessen Angebot mit
dem Höchstbetrag übereinstimmte, er­
halten würde. Zu dem repräsentativen
Kurs der DM in diese Währung umge­
rechnet, würden dieselben 5,29 RE
einen Betrag von DM 18,93 ergeben, zu
denen ein deutsches Unternehmen zu­

sätzlich einen Währungsausgleichsbe­
trag von DM 10,90 erhielte. Würde
seine Erstattung nicht in Anwendung
des Koeffizienten gekürzt, dann erhielte
das deutsche Unternehmen aus den

Gründen, die ich eingangs dargelegt
habe, zweimal den Betrag, der den auf
die Erstattung zur Anwendung kommen­
den Prozentsatz des Unterschiedes zwi­
schen dem repräsentativen Kurs und
dem tatsächlichen Kurs der DM wieder­

gab. Verglichen mit einem Händler in
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einem Mitgliedstaat mit schwacher Wäh­
rung wäre seine Lage sogar noch vorteil­
hafter.

Es ist seitens der Klägerin vorgetragen
worden, daß ein Untenehmen, das ein
Angebot für eine Erstattung abgebe,
gleich in welcher Lage es sich theore­
tisch befinde, sich nur um den Betrag
kümmere, den es in nationaler Währung
erhalte; es fasse sein Angebot entspre­
chend ab, und es sei unbillig, den Betrag
seines Angebots durch Anwendung
eines Währungskoeffizienten zu kürzen.
Dieser Vortrag klingt, meine ich, selt­
sam aus dem Munde der Klägerin, die
die meisten ihrer Erstattungsansprüche
durch Abtretung von einem Unterneh­
men in einem anderen Mitgliedstaat er­
worben hatte. Aber jedenfalls verliert
der Vortrag meines Erachtens viel von
seiner Überzeugungskraft, wenn man
sich vor Augen hält, daß ein Händler
bei der Berechnung, wieviel ihm tatsäch­
lich gezahlt werden wird, nicht nur die
Erstattung berücksichtigen muß, son­
dern auch die mögliche Auswirkung der
Währungsausgleichsbeträge. Wenn er
die Währungsausgleichsbeträge berück­
sichtigen muß, warum dann nicht auch
Währungskoeffizienten? Darüber hinaus
hat mich ein von der Kommission vorge­
tragenes Argument beeindruckt, wo­
nach, soweit sie wisse, Währungskoeffi­
zienten auf durch Ausschreibung festge­
setzte Erstattungen in der Praxis immer
zur Anwendung gekommen seien und
daß, wiederum soweit sie wisse, die
Klägerin das erste Unternehmen sei,
das je diesem Verfahren widersprochen
habe.

Die Kommission ging, wahrscheinlich
durch einige Bemerkungen des Finanzge­
richts in dem Vorlagebeschluß und
durch den Inhalt einer der dem Gerichts­

hof durch diesen Beschluß vorgelegten
Fragen veranlaßt, so weit zu erklären,
daß der Gerichtshof, sollte er sich veran­
laßt sehen, dem Standpunkt der Kläge­
rin bei der Auslegung der einschlägigen
Rechtsvorschriften zu folgen, die Ver­
ordnung Nr. 1380/75 insoweit als ungül-

tig ansehen müsse, weil sie zu den Vor­
schriften des Vertrages über das Diskri­
minierungsverbot im Widerspruch
stünde. Aus meiner Sicht stellt sich die­
ses Problem natürlich nicht, aber ich
halte es für richtig, zunächst zu sagen,
daß, wenn die Rechtsvorschriften über­
haupt eine schwache Stelle haben, diese
sich meines Erachtens nicht in der Ver­

ordnung Nr. 1380/75, sondern in den
Vorschriften über die Festsetzung der
Erstattungen durch Ausschreibung befin­
den muß und sodann daß, wenn diese
Vorschriften eine schwache Stelle enthal­

ten, der Gerichtshof nicht in der Weise
Abhilfe schaffen kann, daß er sie teil­
weise für ungültig erklärt und damit im
Ergebnis die Kommission auffordert,
rückwirkend zum Nachteil der Klägerin
Vorschriften zu erlassen.

Ich komme zu den konkreten Fragen,
die das Finanzgericht dem Gerichtshof
vorgelegt hat. Sie lauten:

„1. Ist Artikel 4 Absatz 3 der Verord­
nung (EWG) Nr. 1380/75 in Ver­
bindung mit der Verordnung
(EWG) Nr. 2101/75 dahin auszule­
gen, daß die im Zuckersektor auf­
grund einer Ausschreibung für den
jeweiligen Exporteur individuell in
nationaler Währung festgesetzte
Ausfuhrerstattung mit dem von der
Kommission festgesetzten Wäh­
rungskoeffizienten multipliziert
wird, der von dem Prozentsatz abge­
leitet wird, anhand dessen der Wäh­
rungsausgleich berechnet worden
ist?

2. Im Falle der Verneinung der Frage
zu 1:

Ist Artikel 4 Absatz 3 der Verord­

nung (EWG) Nr. 1380/75 insoweit
ungültig, als er in den in der Frage
1 genannten Fällen eine Multiplika­
tion der in nationaler Währung fest­
gesetzten Ausfuhrerstattung mit
dem Währungskoeffizienten aus­
schließt?
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3. Im Falle der Bejahung der Frage
zu 2:

Welche Folgerungen ergeben sich
aus der teilweisen Ungültigkeit des
Artikels 4 Absatz 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 1380/75?"

Wenn meine Ansicht zutrifft, dann irrte
das Finanzgericht natürlich, wenn es an­
nahm, daß eine aufgrund einer Aus­
schreibung festgesetzte Erstattung (je­
denfalls nach den hier einschlägigen
Vorschriften) als in nationaler Währung
festgesetzt anzusehen ist.

Meines Erachtens sollten Sie, meine Herren Richter, in Beantwortung der
ersten Frage erkennen, daß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung Nr. 1380/75
in Verbindung mit der Verordnung Nr. 2101/75 sowie der Bekanntma­
chung Nr. 9/1975 dahin auszulegen ist, daß eine aufgrund eines Angebots,
das auf diese Bekanntmachung hin abgegeben worden ist, festgesetzte Erstat­
tung mit dem Währungskoeffizienten zu multiplizieren ist.

Ausgehend davon brauchen die zweite und die dritte Frage nicht beantwor­
tet zu werden.
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